
Kosten  für  doppelte
Haushaltsführung  können  nicht
uneingeschränkt geltend gemacht
werden
Die steuerliche Geltendmachung von Kosten für die doppelte Haushaltsführung
ist oftmals ein Streitpunkt zwischen Steuerpflichtigen und Finanz. Das BFG (GZ
RV 7104510/2019 vom 26.8.2024) hatte sich mit der Frage auseinanderzusetzen,
ob im Zusammenhang mit einer Entsendung von Deutschland nach Österreich die
Kosten für die Anmietung einer großen Wohnung in Wien steuerlich in Abzug
gebracht werden können.

Ausgangspunkt war die Entsendung des Arbeitnehmers durch den Arbeitgeber
von  Deutschland  nach  Österreich  für  einen  angedachten  (und  später
verlängerten) Zeitraum von rund 3 Jahren. Der entsendete Arbeitnehmer hatte zu
Beginn der Entsendung nach Österreich seinen Familienwohnsitz in Deutschland
beibehalten  und  einen  weiteren,  beruflich  bedingten  Wohnsitz  in  Österreich
begründet. Während seiner Entsendung wurde er von seiner Familie begleitet
und  später  begründete  er  auch  den  Mittelpunkt  seiner  Lebensinteressen  in
Österreich,  da  zu  Österreich  die  engeren  persönlichen  und  wirtschaftlichen
Beziehungen bestanden. Durch die Familienbegleitung war eine entsprechend
große Wohnung in Wien notwendig und die damit einhergehenden Mietkosten
von mehr als 2.200 € pro Monat sollten als Kosten für doppelte Haushaltsführung
steuerlich  geltend  gemacht  werden.  Die  hohen  Kosten  (für  eine
Dachgeschoßwohnung mit drei Etagen) wurden auch damit begründet, dass dem
Steuerpflichtigen  aufgrund  der  Entsendung  nur  ein  begrenzter  Zeitraum zur
Verfügung stand, um eine passende Unterkunft zu finden – überdies sollte sich
der Wohnsitz in der Nähe des Arbeitsplatzes in Wien befinden usw. Konkrete
Nachweise  für  die  Behauptung,  dass  es  keine  günstigere  Wohnung  im
Einzugsgebiet des Beschäftigungsortes gegeben hätte, wurden allerdings nicht
erbracht.

Das BFG betonte in seiner Entscheidungsfindung, dass lediglich unvermeidbare
Mehraufwendungen steuerlich  abzugsfähig  sind,  die  durch die  Notwendigkeit
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entstehen,  am  Beschäftigungsort  wohnen  zu  müssen,  da  die  Verlegung  des
Familienwohnsitzes an den Beschäftigungsort  unzumutbar ist  und ebenso die
tägliche Rückkehr vom Beschäftigungsort zum Familienwohnsitz nicht zugemutet
werden kann. Dabei müssen die tatsächlich angefallenen Wohnungskosten am
Beschäftigungsort einer Angemessenheitsprüfung unterzogen werden.

Dabei ist maßgeblich, welche Wohnungsgröße für eine Person angemessen ist –
anders ausgedrückt, welche Kosten das durchschnittliche Wohnbedürfnis einer
allein wohnenden Person am Beschäftigungsort decken. Jene Kosten, die damit
zusammenhängen, dass auch die Familie in Wien (am Beschäftigungsort) wohnte,
sind  nicht  beruflich  veranlasst  und  können  somit  nicht  steuerlich  in  Abzug
gebracht werden. Im konkreten Fall waren demnach anstelle der Kosten für eine

Wohnung mit 155 m2  lediglich jene Kosten für eine Wohnung mit 60 m2  (für
Wohnraum und Küche, WC, Bad und Schlafzimmer) basierend auf einer früheren
VwGH-Entscheidung  nachvollziehbar  und  angemessen,  da  sie  auch  die
durchschnittlichen  Wohnbedürfnisse  einer  allein  wohnenden  Person  am
Beschäftigungsort  abdecken.
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